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Dass die Linkspartei bei diesen Wahlen Stimmen und Mandate verlieren würde, stand im Grunde
schon vor dem 26. September fest. Seit Monaten dümpelte sie in den Umfragen um die 6 % – mit
sinkender Tendenz. Am Ende kam es schlimmer.

Magere 4,9 % waren es da, 2.269.797 WählerInnen kreuzten DIE LINKE an, über 2 Millionen
weniger als 2017, als die Partei 4.297.492 Stimmen erhielt. Der Verlust gegenüber den letzten
Bundestagswahlen betrug 47,2 %, also fast die Hälfe der WählerInnen (bei einer etwa gleich großen
Wahlbeteiligung).

Früh gingen am Wahlabend bei der Linkspartei die Lichter aus. Nur drei Direktmandate sicherten
den erneuten Einzug in den Bundestag. Auf den Traum von einem rot-grün-roten Politikwechsel
folgte das Erwachen wie nach einer durchzechten Nacht.

So manche StrategInnen aus den Führungsetagen der Linkspartei, von Vorstand und Fraktion
mögen den Verlust von über vier Prozentpunkten bei den Bundestagswahlen mit Hochprozentigem
zu verdrängen versucht haben. Umso ernüchternder weckt die Realität. Die Vorsitzenden von
Linkspartei und der verkleinerten Fraktion versprechen, aus dem größten Wahldebakel seit
Bestehen von PDS und DIE LINKE die richtigen Schlüsse zu ziehen. Ob das gelingt, darf bezweifelt
werden. Schließlich stehen sie vor dem Scherbenhaufen ihrer eigenen Politik.

Das Ergebnis

Eine Wahlanalyse von Horst Kahrs für die Rosa-Luxemburg-Stiftung zeigt, dass DIE LINKE im
Vergleich zu den letzten Bundestagswahlen praktisch in allen Wahlbezirken, vor allem aber in den
fünf ostdeutschen Flächenländern (zwischen 5,4 % in Thüringen und 8,7 % in Brandenburg) und in
den Stadtstaaten (zwischen 5,5 % in Hamburg und 7,3 % in Berlin verlor). Mit Ausnahme des
Saarlands (5,7 %) verlor sie in den westlichen Flächenländern „nur“ zwischen 3,0 und 3,8 %).

Natürlich hängt das auch damit zusammen, dass sie in ersteren auch mehr zu verlieren hatte.
Jedenfalls erhielt sie in ihren ehemaligen Hochburgen im Osten im Durchschnitt nur noch 9,8 &, in
den Stadtstaaten 9,6 % und in den Westländern 3,5 %.

Auch wenn DIE LINKE im Westen besser abschnitt als die PDS vor 2005, stellt das Ergebnis in
diesen Bundesländern das schlechteste in der Geschichte der Partei dar.

Betrachten wir die 4,9 % nach Alter und sozialer Herkunft, so fällt auf, dass sich DIE LINKE unter
jüngeren WählerInnen noch einigermaßen behaupten konnte (8 % bei den 18 – 24-Jährigen, 7 % bei
den 25 –34-Jährigen), bei den über 45-Jährigen aber bei nur 4 % liegt.

Katastrophal ist jedoch auch das Ergebnis unter ArbeiterInnen, Angestellen mit jeweils 5 % und bei
RentnerInnen (4 %). Unter den Arbeitslosen gaben zwar 11 % an, die Linkspartei gewählt zu haben,
aber auch das liegt weit unter früheren Ergebnissen.

Unter GewerkschafterInnen schnitt sie zwar besser als im Durchschnitt ab, aber ein Anteil von 6,6 %
stellt auch hier ein katastrophales Ergebnis dar und entspricht einem Verlust von 5,2 % gegenüber
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2017.

Betrachten wir die WählerInnenwanderung seit der letzten Bundestagswahl, so ergibt sich ein sehr
deutliches Bild, an wen DIE LINKE vor allem verlor: an die SPD (590.000) und die Grünen (470.000).
Darauf folgen die NichtwählerInnen (370.000), verschiedene kleinere Parteien (250.000) sowie
jeweils rund 100.000 an AfD und FDP. Selbst an die CDU gab sie 40.000 Stimmen ab.

Ursachen der Niederlage

Für das katastrophale Ergebnis ist natürlich die Linkspartei zuerst selbst politisch verantwortlich.

Dies liegt erstens darin, dass DIE LINKE selbst seit Jahren einen politischen Schlingerkurs fährt und
sich faktisch drei Fraktionen in der Partei gegenseitig paralysieren. Die sog.
RegierungssozialistInnen bilden jenen Teil des Apparates und der Spitze, der fast um jeden Preis
mitregieren will. Die LinkspopulistInnen um Wagenknecht setzen auf eine angebliche Rückkehr zur
Politik der „kleinen Leute“, beklagen den Vormarsch der Identitätspolitik, passen sich selbst aber an
rassistische und nationalistische Stimmungen an. Die Bewegungslinke schließlich will eine
transformatorische Regierungspolitik mit Engagement in Bewegungen verknüpfen.

In den realen politischen Auseinandersetzungen stehen diese Flügel – damit auch die Linkspartei –
immer wieder auf verschiedenen Seiten. Während sich die Bewegungslinke betont antirassistisch
gibt und an wichtigen Mobilisierungen in Solidarität mit Geflüchteten teilnimmt, erklärt Sahra
Wagenknecht, dass nicht allen ein „Gastrecht“ gewährt werden könnte, und die Landesregierungen
in Thüringen, Berlin oder Bremen schieben derweil ab.

Besonders deutlich trat das bei der Abstimmung um den letzten Afghanistaneinsatz zutage.
Nachdem die Partei jahrelang den Rückzug der Bundeswehr gefordert hatte, wollt der rechte Flügel
der sog. Rettungsmission doch zustimmen. Linke Abgeordnete lehnten das ab. Der Parteivorstand
versuchte in der Not, den Weg des geringsten Widerstandes zu gehen – und sprach sich für eine
Enthaltung bei der Abstimmung aus. Im Bundestag selbst folgte  eine Mehrheit der Abgeordneten
der Empfehlung, fünf stimmen jedoch für den Einsatz, sieben dagegen. Mit dieser Politik machte
sich DIE LINKE nicht nur unglaubwürdig, sie geriet auch in die Defensive.

Diese Schwankungen lassen sich faktisch auf allen wichtigen Politikfeldern verfolgen. So tritt die
Partei für einen rascheren Ausstieg aus der Braunkohleverstromung ein – nicht jedoch in
Brandenburg. In Berlin unterstützt sie die Initiative Deutsche Wohnen und Co. enteignen und die
Krankenhausbewegung. Im SPD/PDS-Senat hatte sie freilich maßgeblich Anfang des Jahrtausends
zur Privatisierung des Wohnraums und Verschlechterung der Arbeitsbedingungen im
Gesundheitssektor und zum Outscourcing beigetragen.

Mit anderen Worten: Was die Linkspartei an Prestige und Anerkennung in einzelnen Kämpfen und
Bewegungen erringt, konterkariert sie durch Opportunismus und Regierungspolitik auf der anderen.

Das ist natürlich für eine reformistische, bürgerliche ArbeiterInnenpartei nichts Ungewöhnliches,
sondern ein recht typischer, immer wiederkehrender Widerspruch. Nachdem die Partei eine
revolutionäre Umgestaltung kategorisch ablehnt, muss sie logischerweise auf eine
Regierungsbeteiligung abzielen, um ihre Ziele überhaupt umsetzen zu können. So weit besteht
zwischen verschiedenen Fraktionen in der Partei und auch unter ihren Mitgliedern durchaus
weitgehende Übereinstimmung. Differenzen gibt es, von Teilen der AKL abgesehen, freilich dazu,
wann und zu welchem Preis sich die Partei dafür hergeben soll oder darf.
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Veränderung der Mitgliedschaft

Verschärft wird der innere Konflikt in der Linkspartei durch eine Veränderung ihrer Mitgliedschaft
und WählerInnenbasis. Die Zahl der AnhängerInnen im Osten schwindet seit Jahren. Das hat
natürlich auch demographische Gründe. Jahrelang konnten PDS und später Linkspartei auf eine
breite Unterstützung ehemaliger DDR-BürgerInnen zählen. Deren Klassenzusammensetzung war
heterogen, schloss also auch Teile des alten Staatsapparates und der Eliten der DDR ein, die es
schafften, in der BRD zu UnternehmerInnen, Selbstständigen oder höhergestellten Lohnabhängigen
zu werden.

Diese soziale Struktur lässt sich für eine linke Oppositionspartei nicht dauerhaft reproduzieren und
das ist auch gut so.

Aber DIE LINKE vermochte es im Osten nicht, stattdessen Erwerbslose und prekär Beschäftigte
dauerhaft zu halten und neue Schichten der Lohnabhängigen für sich zu gewinnen. Dafür trägt sie
selbst maßgeblich Verantwortung, weil sie nicht als entschlossene Opposition zu den herrschenden
Verhältnissen agierte und agieren wollte, sondern als bessere sozialdemokratische Mitgestalterin
ebendieser fungierte.

Wer den Kapitalismus nicht bekämpfen, sondern zähmen will, wird dabei letztlich nur selbst
gezähmt und unterminiert seine eigene Basis.

DIE LINKE hat zwar auch neue Mitglieder gewonnen, vor allem im Westen und auch unter
Jugendlichen und Lohnabhängigen, einschließlich betrieblich und gewerkschaftlich Aktiver. Aber sie
gewann weniger, als sie anderer Stelle verlor.

Politisches Luftschloss Rot-Grün-Rot

Darüber hinaus gewann die DIE LINKE nach den Hartz- und Agendagesetzen jahrelang vor allem
enttäuschte SPD-AnhängerInnen. Diese WählerInnenbewegung kam jedoch in den letzten Jahren
immer mehr zum Erliegen.

Im Gegenteil. Sobald die SPD sich verbal etwas nach links bewegte und als eine machtpolitische
Option erschien, gelang es ihr, WählerInnen von der Linkspartei zurückzugewinnen. Ein ähnlicher
Prozess lässt sich auch gegenüber den Grünen beobachten und im Osten gegenüber der AfD.
Letztere dürften aber in der Regel dauerhaft an ein neues rechtspopulistisches Milieu verloren sein.

Die Verluste an die SPD (und auch die Grünen) machen aber ein grundlegendes Problem der
Linkspartei deutlich. Sie gewann von der SPD vor allem dadurch, dass sie sich ihren AnhängerInnen
als die bessere, „echte“ sozialdemokratische Partei präsentierte. Die Agendapolitik unter Schröder
und Steinbrück trieb ihr gewissermaßen automatisch Leute zu. Die Aussicht auf eine SPD-geführte
Regierung und einige soziale Versprechen reichten aus, um die Sozialdemokratie unter diesen
WählerInnen attraktiver zu machen. Sobald sich abzeichnete, dass diese die Wahlen gewinnen
könnte, überlegten Hunderttausende, die zwischen SPD, Grünen und Linkspartei schwankten, ob sie
nicht lieber die Sozialdemokratie wählen sollten, um eine CDU-geführte Regierung zu verhindern.

Diese Sogwirkung kostete der Linkspartei wahrscheinlich 1 – 2 Prozent, also über eine Million
WählerInnen.

Ironischer Weise verstärkte die Linkspartei selbst diese Sogwirkung. Einigen Umfragen zufolge
schien eine rot-grün-rote Regierung arithmetisch möglich. SPD und Grüne machten zwar deutlich
genug, dass sie eine solche Koalition zu keinem Zeitpunkt anstrebten und allenfalls als Drohkulisse



gegenüber der FPD verwenden würden, aber die SpitzenkandidatInnen, die Parteivorsitzenden und
die Fraktionsführung beschworen dieses politische Luftschloss umso eifriger. Sie zogen faktisch das
eigene linksreformistische Wahl-zugunsten eines vagen Sofortprogramms zurück, in dem alle
wesentlichen Unterschiede zu SPD und Grünen entweder weggelassen oder auf ein Minimum
reduziert wurden. Damit stellte die Linkspartei faktisch den eigenen Wahlkampf zugunsten einer
Werbetour für eine Koalition ein, die außer ihr niemand wollte.

Den umkämpften WählerInnenschichten signalisierte sie damit, dass es eigentlich egal war, ob sie
die Linkspartei wählten oder nicht. Schließlich sollte doch alles in einer gemeinsamen Regierung
enden. Und diese zogen den Schluss, dass sie doch lieber gleich für das sozialdemokratische (oder
grüne) Original stimmen sollten statt für die linke Möchtegern-Steigbügelhalterin.

Diese Katastrophe hat ausnahmsweise einmal nicht Sahra Wagenknecht zu verantworten, sondern
vor allem jene, die das „Sofortprogramm“ auf den Weg gebracht haben: Susanne Hennig-Wellsow,
Amira Mohamed Ali und Dietmar Bartsch und die Parteilinke Janine Wissler.

Deren „Taktik“ offenbart nicht nur den tief sitzenden Opportunismus, sich faktisch um jeden Preis
einer rot-grün-roten Koalition anzubiedern. Nicht minder dramatisch ist die Realitätsferne der
Führung der Linkspartei.

Für sie stellte sich der Wahlkampf als eine Konfrontation zwischen einem neoliberalen und einem
„Reformlager“ dar. SPD und Grünen fehlte es demzufolge nur an Mut für eine soziale, ökologische
Koalition für echte Verbesserungen.

Diese oberflächliche Sichtweise verkennt völlig, dass Grüne und SPD seit Jahrzehnten eng mit dem
bestehenden politischen Herrschaftssystem verbunden sind. Über diese Kanäle vermitteln sich auch
die Interessen des deutschen Kapitals oder bestimmter Kapitalfraktionen in diese Parteien hinein.

Das Problem der Linkspartei besteht darin, dass sie als unsichere Kantonistin gilt, wenn wichtige
strategische Interessen des Gesamtkapitals auf dem Spiel stehen, selbst wenn sich deren Spitzen
noch so sehr bemühen, als  zuverlässig, also harmlos zu erscheinen. Die herrschende Klasse sieht
keinen Grund, dieses zusätzlich Risiko angesichts einer schier unendlichen Fülle außen- und
europapolitischer Probleme, angesichts von Pandemie und wirtschaftlichen Krisenprozessen
einzugehen.

Die Auflösung des traditionellen Parteiensystems verursacht schon genug Kopfzerbrechen, es bedarf
keiner weiteren Ungewissheiten. Die Spitzen von SPD und Grüne wissen, dass von ihnen in dieser
Lage erwartet wird, dass sie eine möglichst stabile Regierung herbeiführen – und das heißt, mit FPD
und/oder CDU/CSU koalieren.

Diese realen Klassenbeziehungen spielen in den Kalkulationen der Führung der Linkspartei ebenso
wenig eine Rolle wie der Klassencharakter des Programms von SPD und Grünen. Wäre dem anders,
hätten sie wissen müssen, dass Rot-Grün-Rot immer nur ein politisches Hirngespinst war, was
immer man sonst davon halten möchte.

Die Führung der Linkspartei sitzt stattdessen den Oberflächenerscheinungen des bürgerlich-
parlamentarischen Betriebs auf und nimmt sie für bare Münze. Obwohl sich Grüne und SPD im
Wahlkampf als Parteien der sozial und ökologisch abgefederten Modernisierung des deutschen
Kapitalismus und Imperialismus präsentierten, tat sie so, als wollten SPD, Grüne und DIE LINKE im
Grunde dasselbe.

In dem sie die realen Verhältnisse verschleierte, statt sie deutlich zu machen, schuf sich die
Linksparteiführung ein Wolkenkuckucksheim. Sie täuschte damit vor allem sich selbst – und machte



die Partei im Wahlkampf überflüssig. Am 26. September erhielt sie dafür die Quittung.

Bestellt, aber nicht abgeholt, spielte die Parteiführung Koalitionsspielchen, zu denen sie nie
eingeladen wurde und auch nie eingeladen worden wäre. Für die Linken in der Linkspartei ist es
höchste Zeit, gegen diese Mischung aus Opportunismus, Kapitulation und politischer
Fehleinschätzung aufzustehen.

Klarheit

Dies bedeutet aber nicht nur, sich innerparteilich zu positionieren. Es erfordert auch, sich selbst
über den reformistischen Charakter der Linkspartei selbst klar zu werden. Die Orientierung auf
Regierungsbeteiligungen ist keine Warze am Gesicht einer Partei, die selbst fest auf dem Boden der
bürgerlich-demokratischen Ordnung steht. Vielmehr liegt es in der Logik einer Politik, die den
Kapitalismus nicht stürzen will, dass sie zur Umsetzung ihrer Ziele eine Regierungsbeteiligung
anstreben muss.

Solange die Kritik an der Anbiederung an Rot-Grün-Rot nur auf der Ebene verbleibt, dass sie heute
zu viele Zugeständnisse beinhalte, ist sie letztlich oberflächlich und moralisch. Sie kritisiert nur die
Resultate, nicht die Grundlagen des Reformismus.

Genau diese Kritik muss die Linke in wie außerhalb der Linkspartei leisten, um eine politische
Alternative zu entwickeln, die über deren Rahmen programmatisch, strategisch wie taktisch
hinausgehen kann. Diese grundlegende Debatte um ein revolutionäres Programm ist jedoch
unerlässlich, damit die Katastrophe vom 26. September nicht zur nächsten führt.


